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Lernende in Basel-Stadt sollen
mehr verdienen. «Wir fordern,
dass junge Menschen im ersten
Lehrjahr in allen Branchenmin-
destens 1000 Franken verdie-
nen», sagt SP-Grossrätin Amina
Trevisan zurBaZ. Sie hat gestern
Morgen eineMotion eingereicht,
die eine entsprechende Geset-
zesänderung verlangt. Zwar gibt
es in Basel-Stadt einenMindest-
lohn von 22 Franken brutto pro
Stunde, doch dieser gilt nicht für
Auszubildende.

Ausgenommen von einem
Mindestlohn seien Lernende in
Branchen mit einem allgemein
verbindlichenGesamtarbeitsver-
trag (GAV), heisst es in demVor-
stossweiter, der der BaZ vorliegt.
Eine Minderheit der Auszubil-
denden arbeitet jedoch in einem
Betrieb, bei dem die Lernenden-
löhne dem GAV unterstellt sind.

Aktuell würde vor allem Po-
litik für das Gewerbe betrieben,
begründet die SP-Grossrätin die
Motion. «Das ist auch in Ord-

nung.» Doch während der Staat
Betriebe kontinuierlich entlaste,
müsse er jetzt endlich etwas für
die Jungen tun, von denen vie-
le überlastet seien. «Viele arbei-
ten in ihrer Ausbildung wie Er-
wachsene.»

Laut Trevisan hat man es
in den letzten vier Jahrzehnten
verpasst, die Löhne der Auszu-
bildenden adäquat anzupassen.
«Jetzt ist die Zeit gekommen, das
nachzuholen und Lernende an-
gemessen zu vergüten.»

Hälfte der Firmen
zahlt Mindestlohn
Ausserdem würden gemäss ei-
ner Studie des Schweizerischen
Gewerkschaftsbundes heute
schon die Hälfte aller Betrie-
be 1000 Franken pro Monat im
ersten Lehrjahr bezahlen, sagt
die Politikerin.Also regelt es der
Markt? Trevisan widerspricht:
«Einige haben verstanden, dass
man den jungen Leuten Sorge
tragen muss. Aber es gibt halt

immer noch genügend von den
anderen.»

Gemäss der Basler Regierung,
die sich auf die PlattformBerufs-
bildung.ch stützt, liegt der Me-
dianlohn im ersten Lehrjahr bei
750 Franken bei der dreijähri-

gen und bei 600 bei vierjähriger
Berufslehre.

«Mit einem Mindestlohn von
1000 Franken hätten Unterneh-
men, die heute 750 Franken zahl-
ten, durchschnittlich Mehrkos-
ten von jährlich etwa 3000 Fran-
ken», rechnet die Grossrätin vor.
Das sei verkraftbar. Ausserdem
sei es gerechter, wenn die Kos-
ten von den Firmen statt von
den Steuerzahlenden in Form
von Stipendien getragenwürden.

Die Spannweite zwischen
den einzelnen Berufen ist je-
doch gross: Bei nur gerade
16 von über 240 Berufen wer-
den laut Berufsbildung.ch Erst-
lehrjahrslöhnevon 1000Franken
odermehr empfohlen.Dazu zäh-
len beispielsweise Dachdecker,
Fahrzeugschlosser, Fleischfach-
leute, Gemüsegärtnerinnen oder
Landwirte. Zu den tiefsten Lohn-
empfehlungen imerstenLehrjahr
gehörenmit nurgerade 400Fran-
ken etwa Bekleidungsnäherin-
nen, Grafiker oder Pferdewarte.

Doch was ist mit den kleinsten
Betrieben – etwa einemCoiffeur-
salonmit einer Chefin, einerAn-
gestellten und einer Lernenden?
Hier empfiehlt der Branchenver-
band laut der Berufsbildungs-
plattform einen Erstjahreslohn
für Lernende zwischen 390 und
700 Franken.

«Wir sind uns bewusst, dass
Kleinstunternehmen keine 1000
Franken im Monat zahlen kön-
nen», sagt Trevisan. Daher for-
dert sie in ihrer Motion die Äuf-
nung eines Fonds, aus dem die-
se Firmen unterstützt werden
sollen.

«Negative Anreize für
Arbeitgebende befürchtet»
Der Regierungsrat erachtet «die
Einführung von Mindestlöh-
nen während der Ausbildung»
nicht als sinnvoll, wie er zu ei-
nem Vorstoss aus dem letzten
Jahr schreibt. Er befürchtet gar,
dass Lehrstellen verloren gehen
könnten. «Es könnten fürArbeit-

gebende negativeAnreize entste-
hen, überhauptAusbildungsplät-
ze anzubieten», schreibt er.

Der Gewerbeverband, der ei-
nen Mindestlohn für Auszubil-
dende ebenfalls ablehnt, schreibt
aufAnfrage: «Viele Betriebe bie-
ten ihren Lernenden bereits heu-
te weit mehr als den vertrag-
lich geregelten Lohn.» Beiträge
an Lehrmittel, ÖV-Abos, Ver-
pflegung oder Zusatzkurse ge-
hörten in zahlreichen Branchen
zum Standard. «Diese freiwilli-
gen Leistungen zeigen, dass die
Betriebe Verantwortung über-
nehmen und die Ausbildung als
Investition in die Zukunft ver-
stehen.»

Ob die Motion von Trevisan
und den Juso Basel-Stadt, die am
Vorstoss mitgearbeitet haben,
dereinst überwiesen wird oder
nicht, ist offen. «Eswird knapp»,
sagt die Grossrätin. «Aber ein
Versuch lohnt sich.»

Barbara Stäbler

SP fordert 1000 FrankenMindestlohn für alle Basler Lernenden im ersten Lehrjahr
Mehr Gehalt Mit einer Motion fordert Grossrätin Amina Trevisan höhere Lehrlingslöhne. Regierungsrat und Gewerbeverband sind dagegen.

Auszubildende werden nach
Branche sehr unterschiedlich
entlohnt. Foto: Franziska Rothenbühler

Oliver Sterchi

—Die Fakten
Der Kanton Baselland prognos-
tiziert für das Budget-Jahr 2026
ein Minus in Höhe von 33 Mil-
lionen Franken.Das gab Finanz-
direktorAnton Lauber (Mitte) an
einer Pressekonferenz gestern
Vormittag bekannt. Ursprüng-
lich rechnete seine Direktion für
das Jahr 2026mit einem leichten
Plus von fünf Millionen Fran-
ken. Grund für die verschlech-
terte Prognose sind unter ande-
rem Mehrkosten in den Berei-
chen Bildung und Soziales.

Bei der Bildung schlägt etwa
der höhere Globalbeitrag für die
Universität Basel (plus 13 Mil-
lionen Franken) zu Buche. Und
im Sozialbereich erhöhen sich
die Ausgaben für die Prämien-
verbilligungen um 11 Millionen
Franken. Die Prämienbelastung
im Kanton Baselland zählt zu
den höchsten des Landes. Auch
im Sicherheitsbereich resultie-
ren Mehrkosten, unter anderem
wegen zusätzlicher Stellen bei
der Polizei.

—Warum daswichtig ist
Die Baselbieter Staatsrechnung
pendelte in den letzten Jahren
jeweils zwischen relativ hohen
Verlusten und überraschend ho-
hen Überschüssen. Auf das Plus
von 95 Millionen Franken im
Jahr 2022 folgte 2023 derMinus-
Schock in Höhe von 94 Millio-
nen. Lauber nahm dies zumAn-
lass, ein Programmzu lancieren,
das die Ausgaben drosseln soll-
te (die Linke sprach von einem
«Abbauprogramm»). 2024 dann
die Überraschung: Die Rechnung
kippte mit über 157 Millionen
Franken wieder markant in den
positiven Bereich. Daswar aller-
dings auch auf Nachholeffekte
bei den Immobiliensteuern zu-
rückzuführen,wovonweiter un-
ten noch die Rede sein wird.

Fürs laufende Jahr rechnet die
Finanzdirektion wiederum mit
einem Minus von 67 Millionen

Franken.Auchwenn diese Schät-
zung mit Vorsicht zu geniessen
ist, zeigt sich in der Gesamtbe-
trachtung doch ein angespanntes
Bild, zumal es mit Blick auf die
Zukunft viele Unabwägbarkeiten
gibt. Lauber verwies auf die di-
versen offenen Initiativen, etwa
zur kostenlosen Kinderbetreu-
ung oder zumvollständigenAb-
zug der Krankenkassenprämien.

Diese Vorlagen könnten die
Staatskasse mit einem zusätzli-
chen dreistelligen Millionenbe-
trag belasten – und zwar jährlich.
Hinzu kommen geopolitische
Unabwägbarkeiten und deren
Auswirkungen auf dieWeltwirt-
schaft. Bei denUS-Zöllen etwa ist
noch unklar,wie lange sie beste-
hen bleiben undwie hart sie die
regionalen Unternehmen tref-
fen werden.

—Weshalb der Finanzdirektor
trotzdem zuversichtlich ist
Zwar steigen die Ausgaben ge-
rade in den Bereichen Bildung
und Soziales auch in den kom-
menden Jahren. Demgegenüber
steht ein markantes Wachstum
bei den Steuereinnahmen. Man
beobachte diese Tendenz be-
reits seit 2024, sagte Lauber vor
den Medien.

Für 2026 geht die Finanzdi-
rektion von Mehreinnahmen in
der Grössenordnung von rund
90 Millionen Franken aus. Ins
Gewicht fallen vor allem die Ge-
winnsteuern der juristischen
Personen. «Das zeigt, dass die
Wirtschaft insgesamt gut unter-
wegs ist und sich auch als resi-
lient erweist», so Lauber. Dieser
Trend solle auch in den Jahren
2027 bis 2029 anhalten.

Bis 2029 wachsen die Ausgaben
gemäss Prognose durchschnitt-
lich um 1,6 Prozent pro Jahr,
die Einnahmen hingegen um
2,4 Prozent. Mit anderen Wor-
ten: Die Kasse füllt sich schneller
auf, als sie geleert wird. «Das ist
eine sehr guteAusgangslage», so
Lauber. Auf das Budget soll das
bereits ab 2027 einen positiven
Effekt haben: Der Kanton rech-
net übernächstes Jahrmit einem
Plus von 43 Millionen, 2028 mit
48 Millionen und 2029 gar mit
54Millionen Franken.Aber eben:
Das sind lediglich Schätzungen.
Lauber warnte denn auch ein-
dringlich davor, dass manche
politischen Entscheide im Land-
rat oder letztlich an der Urne er-
hebliche Kostenfolgen für den
Staatshaushalt zur Folge haben
könnten.

—Was ist mit den pendenten
Immobiliensteuern?
Im Frühjahr deckte die BaZ auf,
dass sich auf der Baselbieter
Steuerverwaltung Pendenzen
stapeln, die sich frankenmäs-
sig auf einen dreistelligen Mil-
lionenbetrag belaufen. Es han-
delt sich um Immobiliensteuern,
die noch nicht definitivveranlagt
und verbucht worden sind. Das
Problem ist seit Jahren bekannt.
Der Kanton hat inzwischen re-
agiert und eineTaskforce einge-
setzt, die die Pendenzen bis Ende
Jahr abbauen soll.

Das sei immer noch der Plan,
sagte Lauber an der Pressekon-
ferenz auf entsprechende Nach-
frage.Der Prozesswerde engma-
schig in wöchentlichen Repor-
tings überwacht. Allerdings: Im
Budget 2026 wurden diese hän-

gigen Millionen nicht berück-
sichtigt. Es sei denn auch vor-
gesehen, die Rückstände noch
im laufenden Jahr – also 2025
– zu verbuchen, so Lauber. Das
könnte zur Folge haben, dass die
Rechnung 2025 dank der zusätz-
lich verbuchten Millionen we-
sentlich besser ausfällt als ur-
sprünglich budgetiert.

ZudemgabAnton Lauber ges-
tern auf Nachfrage bekannt, dass
die Leitungsposition in der Steu-
erverwaltung, die für die Immo-
biliensteuern verantwortlich ist,
nach wie vor unbesetzt ist. Die
Stelle ist seit Monaten vakant.
Es habe zwar Bewerbungen ge-
geben, aber man wolle sich bei
der Stellenbesetzung nicht un-
ter Zeitdruck setzen lassen, da
es sich um eine anspruchsvol-
le Stelle handle, so Lauber. Das
Teamwerde «hervorragend»von
einer Interimsleitung geführt.

—Hierwill der Kanton
investieren
Neben Laubers Budget präsen-
tierte Baudirektor Isaac Reber
(Grüne) gestern auch die ge-
planten Investitionen des Kan-
tons. Diese belaufen sich in den
kommenden zehn Jahren auf
rund zwei Milliarden Franken.
Reber skizzierte vor den Medien
die grossen Entwicklungslinien.

Das Geld fliesst zu einem
grossen Teil ins Unterbaselbiet,
etwa nachAllschwil, ins Leimen-
tal und ins Birstal. Die Stichwör-
ter sind: Zubringer Bachgraben,
Tram-Verlängerung Binninger-
strasse, S-Bahn-Viertelstunden-
takt nach Aesch, Expresstram
Leimental («Margarethenstich»).

Neu priorisiert wurde aus-
serdem die Komplettsanierung
des Gymnasiums Oberwil für
rund hundert Millionen Fran-
ken, die in den frühen 2030er-
Jahren erfolgen soll. Die Schule
sei in 52 Jahren nie umfassend
saniert worden, sagte Isaac Re-
ber. Durch die hohe Investitions-
summe steigt kurzfristig auch
die Nettoverschuldung des Kan-
tons Baselland.

Finanzdirektor bleibt trotzMinus optimistisch
33 Millionen im Minus Das Baselbieter Budget 2026 kippt wieder in den roten Bereich. Die sprudelnden Steuereinnahmen
könnten allerdings ab 2027 eine erneuteWende bringen. DasWichtigste aus der Pressekonferenz zum Budget.

Im Baselbieter Regierungsgebäude wurden gestern wieder einmal rote Zahlen verkündet. Foto: Nicole Pont
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Andrea Schuhmacher

Alles wettern vonseiten Links-
Grün nützte nichts: Die Regie-
rung hat die Fristverlängerung
von zwei Jahren für die Umset-
zung von drei Wohnschutz-Mo-
tionen erhalten.Mitte-rechts setz-
te sich im Grossen Rat knapp
durch. DieMotionen vonMichael
Hug (LDP), Pascal Messerli (SVP)
und Niggi Rechsteiner (GLP) ha-
ben zum Ziel, den Basler Wohn-
schutz zu lockern. Seit dessen
Verschärfung im Jahr 2022 gibt
es kaum noch Leerkündigungen,
dochdie Zahl derBaugesucheund
Investitionen ist eingebrochen.

Hug fordert unter anderem, dass
Vermieter keine Bewilligung für
Renovationen mehr benötigen
sollten, wenn sie die Miete um
maximal zehn Prozent erhö-
henwollen.Messerli möchte die
Wohnschutzkommission entpo-
litisieren, Rechsteiner energeti-
sche Sanierungen vom Wohn-
schutz ausnehmen.

Regierungspräsident Con-
radin Cramer (LDP) erinner-
te an die im Juni verabschie-
dete Wohnraumschutzverord-
nung, die im November 2025
in Kraft tritt. Darin hat die Re-
gierung bereits mehrere Locke-
rungen verankert: So werden
etwa Sanierungen im Bagatell-
bereich sowie jegliche Inves-
titionen in Photovoltaik-Anla-
gen von derMeldepflicht ausge-
nommen. Zudem soll eine stark
vereinfachte Plausibilitätsprü-
fung fürMietzinsaufschläge bei
kleineren Sanierungen den ad-

ministrativen Aufwand für Ge-
suchsteller sowie die Wohn-
schutzkommission verringern.
Es seien aber nicht alle Forde-
rungen aus den Motionen er-
füllt, da es dafür eine Revision
der Wohnschutzgesetzgebung
brauche, sagte Conradin Cra-
mer. Für derenAusarbeitung be-
nötige die Regierung zwei Jahre.

Aushöhlung vomBasler
Wohnschutz?
Links-Grünargumentierte erfolg-
los füreineAbschreibungderMo-
tionen. Die vom Regierungsrat
verabschiedete Verordnung er-
fülle imWesentlichen bereits das,
was die dreiMotionäreverlangen.
Fraktionssprecher Pascal Pfister
(SP) kritisierte vor allem die ver-
langten Lockerungen imRahmen
von energetischen Sanierungen:
«Das könnte sogar eineHintertür
sein, sodass es wieder zu massi-
ven Überwälzungen auf die Mie-
ter kommt.» Die Basler Bevölke-
rungwolle aberdenWohnschutz,
das habe sie inmehrerenAbstim-
mungen klargemacht.

Patrizia Bernasconi (Basta)
warf den Bürgerlichen vor, den
Wohnschutz aushöhlen zu wol-
len,damit Investorenwiederma-
ximal Renditen erzielen können.
Ivo Ballmer (SP) bat darum, den
Wohnschutz erst mal wirken zu
lassen unddemGewerbe und In-
vestorenmehrZeit zu geben, sich
an die neue Gesetzgebung anzu-
passen–ohne inAussicht zu stel-
len, dass derWohnschutz in zwei
Jahrenwieder gelockert wird.

Die Mitte-rechts-Allianz von
SVP bis GLP pochte aber auf die
vollständige Umsetzung derMo-
tionsforderungen. «Die vollstän-
dige Abschaffung des Melde-
verfahrens und die Beseitigung
der Bewilligungspflicht für ge-

wisse Aufwendungen, die eine
Mietzinserhöhung rechtfertigen,
bleiben bestehen», sagte Micha-
el Hug (LDP). «Die vollständige
Umsetzung der Motionsforde-
rungen sind also nicht erfüllt.»

FDP-Fraktionssprecherin Sil-
via Schweizer stellte denAntrag,
dem Regierungsrat nur ein Jahr
für die Umsetzung der Motio-
nen zu geben. «Es besteht kein
Grund, zwei Jahre einfach ab-
zuwarten, die Dringlichkeit ist
klar», so Schweizer. «Wir ha-
ben einen Sanierungsstau, drin-
gend notwendige Instandset-
zungen verzögern sich weiter
und klimafreundliche Umbau-
ten werden blockiert.» Der Bau-
wirtschaft würdenAufträge ver-
loren gehen und Unternehmen
ins Umland ausweichen. «Ar-
beitsplätze und Wertschöpfung
leiden erheblich», sagte die FDP-
Grossrätin weiter.

SVP-Sprecher warnte
vor «Schnellschüssen»
Diesen Antrag lehnte das Parla-
ment aber deutlich ab. SVP-Spre-
cher Pascal Messerli warnte vor
«Schnellschüssen» und plädierte
dafür, die Regierung eine Vorla-
ge «sauber aufgleisen» zu lassen.
Die Volkspartei halte die Anpas-
sungen im Wohnschutzgesetz
zwar fürnotwendig, «aberuns ist
bewusst, dass esmehrereVolks-
entscheidewaren, die dasWohn-
raumgesetz zu dem gemacht ha-
ben, was es heute ist und wie es
heute verankert ist».

Das Parlament hiess mit
47 zu 45 Stimmen die zweijäh-
rige Fristverlängerung dreimal
gut, bei den ersten zwei Ab-
stimmungen gab es zudem eine
Enthaltung.

Mit Material der SDA.

DerWohnschutz von Basel
bleibt umkämpft
Schlagabtausch Die Regierung erhält mehr Zeit für Lockerungen beimWohnschutz. Links-
Grün warnt vor Aushöhlung des Mieterschutzes, Bürgerliche beklagen Sanierungsstau.

All eyes on: Balz Herter. Ein
Raunen im Saal. Dann der Ent-
scheid. Der Basler Grossratsprä-
sident musste gestern Morgen
per Stichentscheid darüber be-
finden, ob Kulturjournalismus
in Basel künftig definitiv staat-
lich gefördert wird – oder ob die
Regierung diesesAnliegen «nur»
prüfen muss. Herter entschied
sich für Letzteres.

Zum zweiten Mal diskutier-
te der Grosse Rat über den Vor-
stoss von GLP-Grossrat Johan-
nes Sieber. Dieser verlangte per
Motion – das stärkste parlamen-
tarische Mittel – die Ergänzung
des Basler Kulturfördergesetzes
und forderte die Regierung auf,
ein geeignetes Förderinstrument
für Kulturberichterstattung zu
erarbeiten.

Wie schon in der Vergangen-
heit stellte sich Regierungsprä-
sident Conradin Cramer (LDP)
gegen das Anliegen. Insbeson-
dere die explizite Förderung ei-
ner spezifischen Mediensparte
und damit die Schaffung eines
«Sonderzügli» sei abzulehnen.
Die Exekutive steht der Sache
zwar auch im Grundsatz ableh-
nend gegenüber. Inzwischenwar
sie aber bereit, die Forderung
zumindest in abgeschwächter
Form eines Anzugs entgegen-
zunehmen.

SP-Abweichler sorgen
für Pattsituation
Denn: Das Parlament hat den
Regierungsrat bereits zur Prü-
fung einer allgemeinen kantona-
len Medienförderung verpflich-
tet. In diesen aktuell laufenden
Prozess wolle sie nun auch die
Überlegungen zum Kulturjour-
nalismus miteinbeziehen.

Johannes Sieber wollte von ei-
nerAbschwächung nichtswissen
und sah seinenVorstoss auch als
eine Art Durchsetzungsmotion.
Zu gross sei das Risiko, dass sich
die Regierung im Falle einer un-
verbindlicheren Form bloss mit
kleinenMassnahmen zufrieden-
geben würde.

Wie bereits bei der Erstüber-
weisung flammte in der Sache
eine Grundsatzdebatte auf, ob
und inwiefern ein Staatsbat-
zen fürKulturberichterstattung
die Unabhängigkeit derMedien
beeinträchtigen würde oder
eben nicht. Staatsaufgabe oder
nicht? Demokratierelevant oder
nicht?

Bei der Erstüberweisung vor
drei Monaten waren die poli-
tischen Lager klar: Die Rats-
linke mitsamt den Grünlibera-
len sprach sich geschlossen für
die Motion aus. Gestern ging es
aber um die Wurst – was man-
che Sozialdemokraten offenbar
ins Wanken brachte. Dass Balz
Herter die 44:44-Pattsituation
überhaupt zugunsten der Bür-
gerlichen auflösen konnte, war
nur durch einige SP-Abweichler
möglich. Sie sprachen sich fürdie
ganzheitliche Überprüfung und
daher für dieAbschwächung des
Vorstosses aus. Conradin Cramer
ist – aus Regierungssicht – noch
mal mit einem blauen Auge da-
vongekommen.

Aber der politische Druck auf
die Exekutive, ein allgemeines
Medienförderinstrument zu er-
arbeiten, ist nochmals gestie-
gen. Die Überweisung als Anzug
fiel mit 55 zu 36 nämlich deut-
lich aus.

Anja Sciarra

Stichentscheid versenkt
Wunsch nach «Extrazügli»
Grosser Rat Vorerst gibts noch keine
Staatsbatzen für Kulturberichterstattung.
Die Regierungmuss das Anliegen prüfen.

ANZEIGE

Happy End Die Posse umdenMat-
thäusplatz im Kleinbasel geht zu
Ende. Und zwar mit Happy End
fürdieAnwohnerschaft: DerPlatz
heisst nunwahrhaftig und offizi-
ellMatthäusplatz,und ebennicht
Matthäuskirchplatz,wie aus dem
Kantonsblatt hervorgeht.

Das Justiz- und Sicherheits-
departement (JSD) hatte den zu-
voroffiziell namenlosenPlatz auf
Anraten der Nomenklaturkom-
mission Matthäuskirchplatz ge-
nannt. So sei es üblich bei Plät-
zen,die eine gleichnamigeKirche
umgäben. Sogleich folgte – über-
raschend starker – Widerstand

aus derQuartierbevölkerung.Ob-
wohl deroffizielleName fehlte, ist
derMatthäusplatz imVolksmund
seit jeher als ebendieserbekannt.

Mittels Petition gingen An-
wohnende auf die Barrikaden, in
einer anschliessendenGrossrats-
debatte diesen März beauftrag-
te das Kantonsparlament die Re-
gierung, die Namensgebung zu
überdenken. Schliesslich heisse
es auch nicht «Clarakirchplatz»
oder «Barfüsserkirchplatz».

Jetzt hat das zuständige JSD
offensichtlich eingelenkt. Das
Kleinbasel hat offiziell seinen
Matthäusplatz zurück. (as)

Der «Matthäuskirchplatz» heisst jetzt
ganz offiziell Matthäusplatz

Die Folgen des neuen Wohnschutzgesetzes in Basel sind deutlich zu spüren – die Frage nach dem Umgang damit spaltet die Politik. Foto: Kostas Maros

«Das könnte sogar
eine Hintertür sein,
sodass es wieder
zumassiven
Überwälzungen auf
dieMieter kommt.»

Pascal Pfister (SP)
Fraktionssprecher

Berichterstattung
aus dem Rathaus

Kontaktieren
Sie uns!

Jetzt für die
Auktion einliefern!

info@auktionshaus-zofingen.ch
www.auktionshaus-zofingen.ch
062 751 63 51

WERTVOLL?WERTVOLL?
EXPERTENTAG IN BASEL

L A S S E N S I E I H R E S C H Ä T Z E S C H Ä T Z E N !

S AM S T A G 2 7 . S E P T E MMMMB E R
1 1 B I S 1 5 U H R

S P A L E N R I N G 1
4 0 5 5 B A S E L


